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Hochschullehrer in der Wirtschafts-
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Was Wissenschaftsmanager tun kön-
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Auch ohne Promotionsrecht kann 
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versity Association werden. Was Sie 
wissen sollten, um Ihre forschungs-
starke Fachhochschule auf Brüsseler 
Parkett zu führen. � Seite 7
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Sie möchten chinesische Studieren-
de optimal betreuen? Der China-Ex-
perte des Deutschen Akademischen 
Austauschdienstes Stefan Hase-Ber-
gen weiß weiter.� Seite 11
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Englands Hochschulen machen es 
gerade vor: Bürokratieabbau ist in 
der Wissenschaft sehr wohl mög-
lich.� Seite 12 

brennpunkt
Nach heftigen Protesten will Grie-
chenland jetzt vieles besser machen. 
Zum Beispiel die Bildungschancen 
gerechter verteilen. � Seite 38

Prag Der Countdown läuft: 2010 soll der Bo-
logna-Prozess abgeschlossen sein. Doch Po-
litiker und Hochschulen wissen längst, dass 
das nicht zu schaffen ist. Die Mega-Reform 
geht bis 2020 weiter. Was zu tun ist, bespre-
chen die Mitglieder der European Univer-
sity Association Mitte März in Prag (Foto). 

Ziel ist eine Zehn-Punkte-Erklärung, die ins 
belgische Leuven geschickt wird. Dort tref-
fen sich Ende April die Bildungsminister der 
46 Bologna-Länder, um in das nächste Jahr-
zehnt zu schauen. Die Hochschulen erwarten 
von ihnen klare Ziele und stärkere finanzielle 
Unterstützung.		 Seite 4
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Bologna-Prozess 2.0

Hochschulen erwarten Marschroute

themen

Change Management

Eine kurze Einführung in die Werkzeugkiste  
für den reibungsloseren Umbau von Hochschulen
Wien Selten waren Forscher, Hochschulleh-
rer und Wissenschaftsmanager so gefordert 
wie heute. Denn sie sind es schließlich, die 
den Umbau der Hochschulen und Institute 

jetzt organisieren müssen. 
Ärger und Streit bleiben in 
dem Reformprozess natür-
lich nicht aus. 

Gut beraten sind in der 
Situation die, die sich mit 
Change Management-Me-
thoden vertraut machen. 
Worin diese bestehen und 
was damit erreicht wer-
den kann, weiß die Wiener 
Change Management-Ex-
pertin Professor Dr. Renate 
Meyer (Foto).� Seite 10

tipp der redaktion
Wo Teamchefs dazulernen können
Osnabrück Sie tragen Personal- und Budgetver-
antwortung in der Wissenschaft? Dann könnte 
sich eine Fahrt nach Osnabrück lohnen: Dort 
hinterfragen Experten aus ganz Europa am  
5. März das Wissenschaftsmanagement von  
heute und diskutieren Optimierungswege. 

Internet:➜➜  www.fakultaetsmanagement.de

Das Recht zur Nutzung dieses PDF liegt bei: . Jegliche weitere Nutzung ist widerrechtlich.



28. Februar

Themen für Konferenz zur 
Vielfalt in Hochschulen gesucht
Aachen Wer auf der Konferenz 
„Going Diverse: Gender and Di-
versity in Science“ vom 29. bis 
30. Oktober an der RWTH Aa-
chen nicht nur zuhören will, son-
dern Zuhörer sucht, kann noch 
bis 28. Februar Themenvorschlä-
ge für Workshops, Diskussionen 
oder Posterpräsentationen einrei-
chen. Wer doch lieber nur zuhö-
ren möchte, kann sich ab Mai für 
die Konferenz anmelden.

Internet:➜➜  www.idealeague.org/
tandemplus/conference/papers

4. März

Wissenschaft und Wirtschaft 
besser vernetzen
London Sie suchen internationa-
le Kontakte zu Unternehmen und 
Wissenschaftlern? Dann sollten Sie 
am 4. März auf der Konferenz „Pi-
oneers 09“ in London nicht fehlen, 
zu der der britische „Engineering 
and Physical Sciences Research 
Council“ (EPSRC) lädt. Die Teil-
nahme ist kostenlos.

Internet:➜➜  http://pioneers. 
epsrc.ac.uk

15. April

Deutsch-französische Projekte 
werden erneut gefördert
Bonn Die Deutsche Forschungsge-
meinschaft (DFG) und ihr franzö-
sisches Pendant, die Agence Na-
tionale de la Recherche, fördern 
erneut deutsch-französische Ko-
operationsprojekte in den Sozial- 
und Geisteswissenschaften für drei 
Jahre. Besonders Bibliotheken sind 
aufgerufen, Forschungsprojekte zu 
Digitalisierungsvorhaben zu bean-
tragen. Einsendeschluss für Anträ-
ge ist der 15. April.

Mail:➜➜  Thomas.Wiemer@dfg.de 
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Spitzenforschung

Die Europäische Union verteilt 300 Millionen Euro  
für Forschung über Klimawandel und neue Energie

Europäischer Forschungsraum

In Prag ist im April die Meinung von  
Vertretern aus Politik und Wissenschaft gefragt
Prag Einen europäischen For-
schungsraum zu schaffen, ist Ziel 
der Europäischen Kommission. Die 
Idee ist über zehn Jahre alt, wurde 
aber im April 2008 mit dem soge-
nannten Ljubljana-Prozess wieder 
aufpoliert. Er hat zum Ziel, For-
schungs-, Bildungs- und Innovati-
onspolitik zusammenzubringen, um 
bis 2020 einen europäischen Bin-
nenmarkt für die Forschung zu ent-
wickeln.

Auf einer Konferenz in Prag wird 
diese Initiative vom 16. bis 18. April 
fortgesetzt. Dabei geht es vor allem 
um die Grundlagenforschung. Da 
die Tschechische Republik die EU-
Präsidentschaft innehat, wird die Tagung von 
der tschechischen Wissenschaftsakademie or-
ganisiert.

Gefragt ist die Meinung von Vertretern 
nationaler Forschungsorganisationen und 
Wissenschaftsstiftungen. So sind etwa die 

Generalsekretäre der VolkswagenStiftung und 
des Europäischen Forschungsrates, Dr. Wilhelm 
Krull und Prof. Dr. Ernst-Ludwig Winnacker, 
vor Ort. Eine Anmeldung für die Konferenz ist 
notwendig.		  mh

Internet:➜➜  www.era2009.cz

Die Akademie der Wissenschaften der Tschechischen  
Republik in Prag organisiert die Konferenz

Bonn Wer auf der Suche nach frischem euro-
päischen Forschungsgeld ist, kann bald eine 
neue Quelle anzapfen: das European Institute 
of Innovation and Technology (EIT). „Anfang 
April startet das EIT die erste Ausschreibung 
für europäische Wissenschaftszentren, die sich 
mit Klimawandel, erneuerbaren Energien oder 
Informations- und Kommunikationstechnolo-
gien (IKT) befassen“, berichtet Salvatore Angil-
letta, Mitarbeiter des EU-Büros des Bundesfor-
schungsministeriums (BMBF).

Die Zentren sind als Cluster aus Hochschulen, 
Forschungseinrichtungen und Industrie gedacht 
und heißen Knowledge Innovation Communi-
ties (KIC). Sie sollen die Synergien zwischen Bil-
dung, Forschung und Innovation weiter stärken. 
Das EIT soll damit zu einem Aushängeschild 

der europäischen Innovation werden. Für die 
KIC sind bis Dezember 2013 mehr als 300 Mil-
lionen Euro eingeplant. Darüber hinaus sollen 
die geförderten Projekte weitere Drittmittel aus 
anderen Förderprogrammen und der Industrie 
einwerben.

Auch wenn noch offen ist, wie das Bewer-
bungsprozedere genau ablaufen soll und ob die 
Partner aus Wissenschaft, Forschung und Indus-
trie einen gemeinsamen Antrag stellen müssen, 
lohnt es sich, Ideen schon einmal zu Papier zu 
bringen. Anträge können zwischen April und 
Anfang August eingereicht werden. Für welches 
Verfahren sich der EIT-Verwaltungsrat entschei-
det, erfahren Sie beim EU-Büro des BMBF.�mh

Mail:➜➜  Salvatore.Angilletta@dlr.de
Internet:➜➜  http://ec.europa.eu/eit

agenda hochschule forschung kontakte ticker brennpunkt

Kreativität ist nicht planbar, fördern aber lässt sie sich durchaus. 
Genau das schreibt sich die Europäische Kommission auf die Fahnen. 
So erhob sie 2009 zum „Europäischen Jahr der Kreativität und Inno-
vation“. Das Logo (Bild) zeigt, was Brüssel wünscht: Sternstunden!

Internet:➜➜  http://create2009.europa.eu
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Andrea Fischbach ist Professorin für 
Sozial-, Arbeits- und Organisations-

psychologie an der Deutschen Hoch-
schule der Polizei in Münster.
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Von der Finanzkrise profitieren

„Wissenschaftler sollten jetzt das  
erforschen, was die Welt bewegt“

duz Frau Fischbach, kommt nach der 
Finanzkrise die Wissenschaftskrise?

Fischbach Das glaube ich nicht. Hoch-
schulen sind wie kleine Inseln. Es gibt 
Planungssicherheit. Hat man erst einmal 
Fuß gefasst, sind die Arbeitsplätze sicher. 
Es gibt attraktive Förderprogramme für 
die Forschung, zum Beispiel das 7. Rah-
menprogramm der EU und Programme 
des Bundesforschungsministeriums. Ich 
habe den Eindruck, die Wissenschaft wird 
gerade eher gepusht.

duz Das heißt, Hochschulkarrieren 
werden nicht unsicherer, wie das oft be-
fürchtet wird? 

Fischbach Nein, es herrscht sogar eine 
recht gute Stimmung an den Universi-
täten. Hochschulkarrieren sind wieder at-
traktiver geworden. Kluge Köpfe bleiben 
vermehrt an der Uni, statt in die Wirt-
schaft zu gehen. Das hängt auch mit so-
zialen Vergleichsprozessen zusammen: 
Jahrelang haben Wissenschaftler nei-
disch auf die Gehälter ihrer Kollegen in 
der Wirtschaft geschielt. Jetzt erleben sie, 
dass sie als Hochschulmitarbeiter doch 
ganz gut dastehen mit ihren sozialen Ab-
sicherungen und festen Jobs. Eine Hoch-
schule entlässt eben nicht plötzlich mal 
betriebsbedingt einen Teil ihrer Mitar-
beiter.

duz Also ist die allgemeine Krise für 
die Wissenschaft sogar eine Chance?

Fischbach Sie bringt den Unis, so sar-
kastisch das klingen mag, eher Gutes.

duz Zum Beispiel?
Fischbach Die Hochschulen werden 

gerade in diesen unsicheren Zeiten ge-
braucht. Nicht nur Wirtschaftswissen-
schaftler sind jetzt gefordert. Gerade auch 
für Psychologen, aber auch für Politik-
wissenschaftler oder Mathematiker er-
geben sich spannende neue Forschungs-
fragen. Wissenschaftler sollten jetzt das 
erforschen, was die Welt bewegt. Oder 
zumindest im Blick haben, was um sie 
herum geschieht. Darauf sollten sie ihre 
Themen ausrichten. Schließlich haben 

sie auch eine gesellschaftliche Verant-
wortung.

 duz Wo bleiben da die eigenen Inte-
ressen? 

Fischbach Die darf man dabei natür-
lich nicht vergessen. Was hat man da-
von, wenn man es schafft, immer Dritt-
mittel zu akquirieren und neue Projekte 
zu initiieren, die die persönlichen For-
schungsfragen nicht voranbringen. Es 
geht darum, die eigenen Stärken aus-
zubauen, gleichzeitig den Bedarf des 
Marktes zu erkennen – und beidem ge-
recht zu werden.

duz Sie sagen, die Arbeitsplätze an 
den Hochschulen sind sicher. Viele Nach-
wuchswissenschaftler sehen das anders. 
Sie hangeln sich von einem befristeten 
Projektvertrag zum nächsten. Wie sollte 
man gerade jetzt mit dieser Unsicher-
heit umgehen?

Fischbach Man sollte versuchen, die 
Kontrolle über die Situation zu behalten. 
Das heißt: Wenn man weiß, dass der Ver-
trag 2010 ausläuft, hilft verdrängen oder 
das Problem vor sich herschieben nicht 
weiter. Dann sollte man versuchen, sich 
anders abzusichern, Honorarjobs zu über-
nehmen oder anderswo den Fuß in die 
Tür zu bekommen. Die Angst vor dem 
Arbeitsplatzverlust kann aber durchaus 
ein großer Stressfaktor sein.

duz Haben Sie einen Tipp, wie man 
dabei relativ entspannt bleibt?

Fischbach Man sollte sich bewusst 
machen, dass man die Zukunft beein-
flussen kann. Steht man plötzlich tat-
sächlich ohne Stelle da und kann sich 
das als Folge der Situation kognitiv er-
klären – und nicht als Folge des persön-
lichen Versagens –, ist es leichter, wie-
der Mut zu fassen, sich aktiv auf Neues 
einzulassen und sich neu zu positionie-
ren. Dann ist das Ende von etwas immer 
auch eine Chance.

Kontakt:➜➜  andrea.fischbach@dhpol.de 

Die Fragen stellte Marion Hartig.
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Ausschreibungen  
aus Brüssel

Forschungsinfrastrukturen

Ideen für bessere 
Fördermaßnahmen
Brüssel Die Europäische Kommission 
will die europäischen Forschungs-
infrastrukturen verbessern und ruft 
auf, Vorschläge einzureichen. In der 
Ausschreibung geht es vor allem 
darum, wie sich Informations- und 
Kommunikationstechnologien sowie 
politische Fördermaßnahmen und 
EU-Programme optimieren lassen. 
Insgesamt stehen 9,6 Millionen Euro 
bereit. Einsendeschluss ist der 17. 
März.

Internet:➜➜  http://cordis.europa.eu/ 
fp7/calls

Mobile Forscher

Vorschläge für besseres 
Netzwerk gesucht
Brüssel Für den grenzüberschreiten-
den Betrieb des Mobilitätsnetzwerks 
Euraxess sucht die Europäische 
Kommission Vorschläge für Work-
shops und Schulungen. Ziel ist es, ein 
offenes europäisches Stellenportal 
für mobile Forscher zu schaffen. 
Euraxess ist der Verbund von 200 
Mobilitätszentren in 35 europä-
ischen Ländern, die Forscher in Fra-
gen beruflicher Mobilität beraten. 
Für den Ausbau des Portals stehen 
2,9 Millionen Euro zur Verfügung. 
Vorschläge werden bis 22. April 
angenommen.

Internet:➜➜  http://cordis.europa.eu/ 
fp7/calls

Kooperationen

Studienprogramme  
mit kanadischen Unis
Brüssel Wenn Sie mit kanadischen 
Hochschulen gemeinsame Studien-
programme aufbauen wollen, um 
Studenten und Lehrende auszutau-
schen, dann können Sie bis 1. April 
noch Geld bei der Europäischen 
Kommission dafür beantragen. Für 
acht Projekte sind je 1,1 Millionen 
Euro vorgesehen. Sie sollen im Sep-
tember 2009 starten.

Internet:➜➜  http://eacea.ec.europa.eu/
extcoop/canada/2009/call_2009_en.htm 

 EUROPA kompakt  Nr. 01 3
Das Recht zur Nutzung dieses PDF liegt bei: . Jegliche weitere Nutzung ist widerrechtlich.



Bologna-Prozess 2.0

Hochschulen erwarten  
klare Marschroute bis 2020

Brüssel Vier Tage Prag für 625 Euro. 
Ist das günstig? Für Hochschulpräsi-
denten, Rektoren, Dekane und Hochschul- 
experten, die in der Stadt Kafkas am Kon-
gress der European University Associati-
on (EUA) vom 18. bis 21. März teilneh-
men, sollte das bezahlbar sein. Denn in 
der tschechischen Hauptstadt können sie 
sich in eine spannende europäische Hoch-
schuldebatte einbringen, die sie aus ihrem 
Hochschulalltag nur zu gut kennen: Wie 
geht es weiter mit dem vor zehn Jahren ge-
starteten Bologna-Prozess? Darüber wollen 
Vertreter europäischer Hochschulen an der 
Karlsuniversität reden.

Den Zeitpunkt für den Kongress hat die 
EUA strategisch gewählt: Rund einen Mo-
nat später, vom 28. bis 29. April, treffen 
sich die Bildungsminister aus 46 Bologna-
Staaten an den Universitäten in Leuven und 
Louvain-la-Neuve in Belgien. Sie wollen 
die Weichen für eine Politik stellen, mit 
der die Reform der europäischen Hoch-
schullandschaft fortgeführt werden kann. 
Denn obwohl der Bologna-Prozess 2010 
abgeschlossen sein sollte, ist bereits klar, 
dass dieses Ziel nur ein Zwischenhalt ist. 
Längst gibt es eine Art Programm für Bo-
logna 2.0, das unter dem Schlagwort „Be-
yond Bologna 2010“ firmiert.

In Leuven werden die großen Linien 
für die Zukunft des Europäischen Hoch-
schulraums festgelegt. Für die EUA ist der 

Kongress in Prag deshalb wichtig, weil sich 
die Hochschulen und ihre Rektoren zuvor 
noch einmal zu Wort melden können.

Die Form der Wortmeldung hat die EUA 
schon festgelegt: Zehn Thesen sollen es 
sein, die die rund 500 Hochschulexperten 
in Prag erarbeiten werden. Anfang April 
sollen sie vom EUA-Council als Prager Er-
klärung beschlossen und anschließend den 
Bildungsministern überreicht werden.

Im Großen und Ganzen geht es in der 
Erklärung darum, wie aus der Sicht der 
Hochschulen der europäische Hochschul- 

und Forschungsraum bis 2020 weiterge-
staltet werden soll. Im Kern sind es einige 
zentrale Punkte, bei denen die EUA klar 
Position beziehen will. Etwa zum Thema 
Weiterbildung. „Lebenslanges Lernen muss 
im Bologna-Prozess noch stärker berück-
sichtigt werden“, fordert Lesley Wilson, 
Generalsekretärin der EUA. Denn wegen 
des demografischen Wandels und der stän-
dig wechselnden Anforderungen des Ar-
beitsmarktes ist Flexibilität notwendig, um 

die Menschen an die Hochschulen zu ho-
len. Das ist bislang durchaus vernachläs-
sigt worden. Die Hochschulen sind in Sa-
chen Weiterbildung nicht besonders weit 
gekommen. Vor allem bieten sie nicht das 
an, was Unternehmen brauchen (duz MA-
GAZIN 09/2008, S. 25 ff.). 

Aktualität gewinnt das Hochschultref-
fen in der tschechischen Hauptstadt zudem 
durch die Finanzkrise. Sie verschont auch 
die Hochschulen nicht. Doch nicht nur des-
halb rückt das Thema Hochschulfinanzie-
rung auf die Prager Agenda. Denn die EUA 
hat in der Vergangenheit immer wieder da-
rauf hingewiesen, dass die Hochschulen viel 
machen können, um den Innovationsmo-
tor in Gang zu halten, dafür aber eine ge-
sicherte staatliche Finanzierung brauchen. 
In den zehn Thesen wird das sicherlich wie-
der aufgegriffen werden.

Ein weiterer wichtiger Punkt der Pra-
ger Erklärung wird neben dem Dauerbren-
ner Internationalisierung auch der Europä-
ische Forschungsraum sein. Dessen Gestalt 
wird derzeit heiß diskutiert (siehe S. 2). 

agenda hochschule forschung kontakte ticker brennpunkt

„Lebenslanges Lernen muss im 
Bologna-Prozess noch stärker 

berücksichtigt werden.“

Der Countdown läuft: Ende April diskutieren die Bildungs-
minister, wie der Bologna-Prozess weitergehen soll. Vor-
ab melden sich Europas Hochschulen zu Wort. Auf einer Ta-
gung in Prag feilen ihre Chefs an einer Erklärung. 

Eine Fahrt nach Cambridge lohnt natürlich immer. Dieses Jahr 
aber kann sie Gold wert sein. Die englische Top-Uni feiert nämlich 
ihren 800. Geburtstag und setzt allein mit ihrer Homepage Maßstäbe. 
Lernen von den Besten – manchmal macht das einfach nur Spaß.

Internet:➜➜  www.800.cam.ac.uk
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Foto: University of Cambridge

Länder mit einem nominierten 
Kandidaten für das nächste 
Präsidium der European 
University Association

Kroatien
Tschechische Republik
Dänemark
Finnland
Frankreich
Deutschland
Italien
Polen
Portugal
Schweden
Großbritannien
Schweiz (EUA-Präsident)
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Lesley Wilson ist Generalsekretärin der 
European University Association
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EU-Forschungskommissar Prof. Dr. Janez 
Potočnik stellte die Vision der EU bereits 
vor zwei Jahren in einem Grünbuch vor. 
Mitte April werden die Chefs der europä-
ischen Forschungsorganisationen und For-
schungsförderorganisationen (Eurohorcs) 
eine Roadmap dazu veröffentlichen. Auch 
die EUA will mit ihrer Meinung nicht hin-
term Berg halten. Sie betonte immer wie-
der, dass ein Großteil der Forschung in Eu-
ropa an den Hochschulen stattfindet und 
diese deshalb beim Thema Forschungsraum 
stärker mitreden sollten. 

Volle Unterstützung gibt es dafür von 
der Hochschulrektorenkonferenz (HRK). Sie 
ist auch „collective member“ der EUA. „Es 
ist sehr wichtig, dass die EUA die künftige 
Gestaltung des Europäischen Forschungs-
raumes berät“, erklärt der kommissarische 
HRK-Generalsekretär Joachim Weber. Im 
Unterschied zur HRK ist der Deutsche Aka-
demische Austauschdienst nur angeschlos-
senes Mitglied („affiliated member“). 

Befürchtungen, dass die Bildungsminister 
das Thesenpapier der Hochschulen links 

liegen lassen, hat die EUA nicht. Sie wer-
den von den Politikern ernst genommen. 
Warum auch nicht. Niemand anderes als 
die Menschen an den Hochschulen haben 
den Bologna-Prozess umgesetzt. Das gilt 
für die Qualitätssicherung von Studien-
gängen genauso wie für die Standards in 
der Doktorandenausbildung.

Um sich mit der Prager Erklärung auch 
wirklich Gehör zu verschaffen, hofft Wilson 
auf viele Teilnehmer aus Deutschland. Nicht 
nur Vertreter der 61 deutschen EUA-Mit-
gliedshochschulen dürfen am Kongress teil-
nehmen, auch Gesandte anderer Hochschu-
len seien herzlich eingeladen, sagt sie. Das 
lohnt sich nicht nur wegen der Inhalte, son-
dern auch wegen der Kontaktpflege, etwa 
beim Gala-Dinner. Außerdem dürfte sich 
HRK-Präsidentin Prof. Dr. Margret Winter-
mantel über Stimmen der deutschen EUA-
Mitgliedshochschulen freuen. Sie wählen 
am 19. März das neue EUA-Präsidium.

Internet:➜➜  www.eua.be

Benjamin Haerdle

agenda hochschule forschung kontakte ticker brennpunkt

Bologna-Prozess

„Die Reform  
muss weitergehen“
Die Generalsekretärin der European 
University Association, Lesley Wilson, 
zieht Bilanz nach zehn Jahren Bolo-
gna-Prozess.

duz Was erhoffen Sie sich vom Tref-
fen der Bildungsminister Ende April?

Wilson Die Reform muss weiterge-
hen. In der Natur der Politik liegt es 
aber, ständig neue Aktionen und Ziele 
auszurufen. Wir würden dagegen lieber 
sagen, dass wir erst das zu Ende brin-
gen, was man 1999 angestoßen und 
vereinbart hat. Allerdings ist das für 
die Politiker nicht sehr aufregend.

duz Was muss denn vollendet wer-
den?

Wilson Das größte Problem ist die 
Mobilität. Wenn sich das im Bologna-
Prozess für Studierende und Wissen-
schaftler etwa bei der Anerkennung der 
ausländischen Studienleistungen nicht 
verbessert, haben wir die Ziele nicht 
erreicht. Was wir in Europa brauchen, 
ist ein flexibleres System, das gut für 
die Lehre und die Forschung ist. Mo-
bilität ist wichtig, weil sie die Wettbe-
werbsfähigkeit Europas erhöht.

duz Was wurde bereits erreicht?
Wilson Die Strukturen sind ge-

schaffen. 1999 hätte ich es nicht für 
möglich gehalten, dass es zehn Jah-
re später überall in Europa Bachelor-, 
Master- und Doktorandenprogramme 
gibt. Auch wenn es nicht überall per-
fekt läuft, die Richtung stimmt. 

duz Sind die Hochschulen nicht 
müde von den vielen Reformen?

Wilson Nein, aber es gibt sicher ei-
nige Universitäten, die die eingeleiteten 
Reformen erst einmal richtig umsetzen 
wollen. Unserer Meinung nach müs-
sen wir jetzt das auf nationaler Ebe-
ne beenden, was wir auf europäischer 
Ebene angestoßen haben. Das ist ein 
langwieriger Prozess. Den schafft man 
nicht von heute auf morgen.

Die Fragen stellte Benjamin Haerdle.

Die European University Association wählt im März ein neues Präsidium. Nur acht Kandi-
daten gewinnen. Macht Prof. Dr. Margret Wintermantel für Deutschland das Rennen?
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Gift fürs Privatleben sind Karrieren in der Hochschule und Wis-
senschaft gerade für Frauen. Wie die New York Times unter Berufung 
auf eine Studie der Uni Berkeley berichtete, waren zwölf Jahre nach 
der Promotion Forscherinnen doppelt so oft geschieden wie Forscher. 
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Auslandsstudium

Nachwuchsaustausch 
leichter gemacht
London Professoren können künftig un­
komplizierter begabten Nachwuchs länder­
übergreifend austauschen. Die zentralen 
Zulassungsstellen von acht Staaten haben 
sich Ende 2008 zur „International Associ­
ation of Admissions Organisations“ zusam­
mengeschlossen, um Auslandsstudien ein­
facher zu organisieren. Der Geschäftsführer 
der deutschen Zulassungsstelle Uni-Assist, 
Thomas Liljeberg, erklärte der duz , Ziel sei 
es, bei Zulassungsvoraussetzungen oder der 
Konvertierbarkeit von Zeugnisnoten inter­
national zusammenzuarbeiten. Zudem sei 
eine zentrale Website geplant, die über die 
verschiedenen Voraussetzungen für Aus­
landsstudien informiert. � cxm  

Internet:➜➜  www.uni-assist.de

Schulrankings

Zentralabitur statt 
Gymnasienliste
Gütersloh/Zürich Für Hochschulen eig­
nen sich Schulrankings nicht, um das Leis­
tungspotenzial der Studierenden vorherzu­
sagen. „Von der Qualität einzelner Schüler 
können nicht unbedingt Rückschlüsse auf 
die Qualität der Schule gezogen werden 
und umgekehrt“, warnte der Geschäftsfüh­
rer des Centrums für Hochschulentwicklung 
(CHE), Dr. Jörg Dräger, gegenüber der duz. 
Grund seien verzerrende Sozialfaktoren wie 
etwa das Wohngebiet, in dem eine Schu­
le angesiedelt ist. Die Abiturnote sei dage­
gen weiter ein „relativ guter Indikator“ zur 
Leistungsmessung. „Auch über ein deutsch­
landweites Zentralabitur in Kernfächern 
kann in diesem Zusammenhang diskutiert 
werden“, sagte Dräger. Der CHE-Chef re­
agierte damit auf ein umstrittenes Schul­
ranking der Eidgenössischen Technischen 
Hochschule (ETH) Zürich. Die Schweizer 
Elitehochschule hatte Ende Januar eine 
Gymnasienliste veröffentlicht, die Hinweise 
auf den künftigen Studienerfolg von Abi­
turienten geben sollte. � cxm

Studienprogramme

Europas Hochschulen liegen bei Joint und 
Double Degrees vor US-Universitäten
Europas Hochschulen haben im Vergleich zu 
US-Unis bei Joint und Double Degree-Stu-
dienprogrammen die Nase vorn. Was Hoch-
schulmanager für die reibungslose Etablie-
rung der Studiengänge tun können.

Berlin/New York Erstmals liegt eine Studie 
über Joint Degrees (mehrere Partnerhoch­
schulen, ein gemeinsames Abschlusszeug­
nis) und Double Degrees (mehrere Partner­
hochschulen, mehrere Abschlusszeugnisse) 
an US-amerikanischen und EU-Hochschu­
len vor. Wissenschaftler der Freien Univer­
sität (FU) Berlin werteten in dem im Janu­
ar veröffentlichten Bericht gemeinsam mit 
Kollegen des US-amerikanischen Institute 
of International Education (IIE) die Aus­
sagen von 180 Hochschulen diesseits und 
jenseits des Atlantiks aus. Der Bologna-

Prozess hat offenbar gute Vorarbeit ge­
leistet: Europäische Studierende seien all­
gemein mobiler als amerikanische, so die 
Autoren der Studie. In den Bologna-Län­
dern gebe es den „politischen Willen zur 
Mobilität“: Doppelt so viele der europäi­
schen Hochschulen (26 Prozent) wie der 
amerikanischen (13 Prozent) bieten Joint 
Degrees an. Bei den US-Unis gaben im­
merhin 68 Prozent an, Double Degree-Stu­
diengänge im Angebot zu haben (EU: 76 
Prozent). Die meisten der Programme füh­
ren US-Unis mit deutschen Hochschulen 
durch. In Europa überwiegen die gemein­
samen Studiengänge im Masterbereich, in 
den USA bei den Undergraduates.

„Der europäische Hochschulmarkt hat 
sich in den letzten Jahren zu einer ernst zu 
nehmenden Konkurrenz für die USA ent­
wickelt, wenn es darum geht, ausländische 
Studierende, etwa aus Asien, an die Hoch­
schulen zu holen“, erklärt Matthias Kuder, 
Referent am Center for International Co­
operation der FU und Mitautor der Studie. 
Für attraktive Joint und Double Degree-
Studiengänge seien Professoren und Hoch­
schulmanager gleichermaßen als Wegbe­
reiter gefragt: „Persönliche Kontakte der 
Professoren zu ihren ausländischen Kolle­
gen spielen dabei eine entscheidende Rol­
le.“ Hochschulmanager könnten dazu bei­
tragen, bürokratische Hürden abzubauen. 
Im Gegenzug könne eine Hochschule durch 
gemeinsame Studiengänge ihr Lehrange­
bot erweitern und ihr Prestige vergrößern, 
„ohne erheblich mehr Ressourcen aufwen­
den zu müssen“, so Kuder. Gleichwohl be­
trachten europäische wie US-Hochschulen 
die Finang der Studiengänge als problema­
tisch. In den USA etwa gibt es kaum För­
derprogramme für Studienaufenthalte im 
Ausland. Platz zwei der „Herausforderun­
gen“ belegt das nachhaltige Qualitätsma­
nagement der Programme.� mk

Anteil der EU- und US-Hochschulen, 
die mit bestimmten Ländern Joint und 
Double Degree-Programme betreiben.

Kontakt

Matthias Kuder 
Center for International Cooperation, 

Freie Universität Berlin, 
Mail: matthias.kuder@fu-berlin.de, 

Internet: www.tdp-project.de

Partnerländer der EU und USA  
bei Joint und Double Degrees 
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Anwendungsnahe Forschung ist die 
Stärke von Fachhochschulen, zum 
Beispiel im Bereich der Luftfahrt
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Wo Forschung zählt

Fachhochschulen, die viel forschen,  
können Europas Uni-Verband beitreten
Brüssel Präsidenten und Rektoren, die ihre 
Fachhochschulen (FH) auf europäisches 
Parkett führen möchten, haben jetzt gute 
Chancen. Allerdings müssen sie vorher prü­
fen, wie forschungsstark ihre Einrichtungen 
sind. Denn das ist die wichtigste Hürde, 
über die Hochschulen ohne Promotions­
recht springen müssen, wenn sie der Eu­
ropean University Association (EUA) bei­
treten wollen. Zu der hatten bislang nur 
Unis Zugang.

Die EUA ist der Dachverband der euro­
päischen Universitäten und Rektorenkon­
ferenzen. Sie gewinnt im Zuge des Bolog­
na-Prozesses seit einigen Jahren deutlich 
an Gewicht und prägt das Meinungsbild 
unter den Hochschulen. Es lohnt sich, dort 
ein Wörtchen mitzureden.

Seit Januar 2009 sind drei Fachhoch­
schulen aus Deutschland Vollmitglieder der 
EUA. Nach der Hochschule Fulda, die im 
November als Erste die Aufnahme schaff­
te (duz MAGAZIN 11/2008, S. 20), kamen 
nun die Hochschulen Mannheim und Ingol­
stadt hinzu. „Für den Weg unserer FH, eine 
Hochschule für angewandte Wissenschaft 
zu werden, ist das ganz wichtig“, sagt In­
golstadts FH-Präsident Prof. Dr. Gunter 
Schweiger. Der EUA-Beitritt ist ein Zer­
tifikat für Forschungsstärke. Das liegt an 

dem Indikator, den die Hochschulrektoren­
konferenz (HRK) im Auftrag der EUA für 
die deutschen FHs festgelegt hat.

Die Regel lautet: Von hundert angestell­
ten Wissenschaftlern einer Fachhochschu­
le müssen mindestens fünf Wissenschaft­
ler auf Stellen sitzen, die aus öffentlichen 
Drittmitteln finanziert werden. Der Rest 
muss auf festen Stellen arbeiten. Grund 
für diese Regel: Nur so kann man sicher 
sein, dass unabhängige Gutachter ihre Köp­
fe über die Drittmittelanträge geneigt ha­
ben. Gemeint sind also Projekte, für die 
das Geld von der Deutschen Forschungs­
gemeinschaft, dem Bundesforschungsmi­
nisterium oder der Europäischen Kommis­
sion kommt. 

Drittmittelstellen, die über Forschungs­
aufträge aus der Wirtschaft bezahlt wer­
den, spielen bei der Berechnung der Fünf-
Prozent-Hürde keine Rolle. Jedenfalls nicht 
mehr, seit die Hochschule Ingolstadt auf 
ihre Forschungsleistung geprüft wurde. Ihr 
wurde der hohe Anteil an solchen Stellen 
nämlich beinahe zum Verhängnis, weil er 
den Anteil der öffentlich geförderten Dritt­
mittelforscher unter fünf Prozent drückte. 
Doch die HRK erkannte, dass man für vie­
le Forschungskooperationen mit der Wirt­
schaft nicht bestraft werden darf.

Es gibt für FH noch einen zweiten Weg, 
als EUA-Mitglied anerkannt zu werden. Sie 
müssen vorweisen, dass Sie eine bestimmte 
Anzahl Ihrer Absolventen zum Doktortitel 
gebracht haben. In der EUA gilt als Faust­
regel: Gemessen an der Zahl der wissen­
schaftlichen Mitarbeiter müssen pro Jahr 
zwei Prozent der Absolventen eine Pro­
motion abgeschlossen haben. Eine klei­
ne Hochschule mit 800 Wissenschaftlern 
müsste also 16 Promovierte vorweisen. Als 
Minimum gelten 15 bis 20 Doktoren. Dieser 
Weg ist für FHs schwierig, weil sie von Ko­
operationen mit Universitäten abhängen.

Das Minimum gilt aber auch für Unis. 
Denn das Promotionsrecht allein genügt 
nicht mehr als Eintrittskarte in die EUA. 
„Wir sind strenger geworden“, sagt Michael 
Hörig, Projektleiter bei der EUA. Unis aus 
Spanien und der Türkei, die die Marke nicht 
erreichten, wurden kürzlich abgewiesen. 
Nur wer wirklich forscht, wird belohnt.

Kontakt

Dr. Gerhard Duda 
Büroleiter Brüssel,Hochschulrektoren-

konferenz, Mail:duda@hrk.de, Internet: 
www.eua.be/eua-membership/

applications-process

Wer im Europäischen For-
schungsraum mitspielen will, 
sollte sich auf den Weg in die 
Champions League der euro-
päischen Hochschulen  
machen.

von Hans-Christoph Keller
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Wie viel Forscher in Europa verdienen

Ist Wissenschaft in  
Europa zu wenig wert?

Frankfurt/Brüssel Es gibt kaum gesicher-
te Daten darüber, wie viele Forscher sich 
für eine berufliche Laufbahn in der Indus-
trie oder Wirtschaft – und gegen eine Stel-
le an einer Hochschule entscheiden. Doch 
so viel steht fest: Gerade für Nachwuchs-
wissenschaftler ist eine Hochschulkarriere 
finanziell nicht attraktiv. 

„35 000 Euro brutto im Jahr für einen 
Vollzeitjob: Damit sind die Hochschulen im 
Wettbewerb mit anderen Branchen im In- 
und Ausland nicht wettbewerbsfähig“, ur-
teilt Dr. Andreas Keller, Leiter des Bereichs 
Hochschule und Forschung bei der Gewerk-
schaft Erziehung und Wissenschaft (GEW). 
Bei Teilzeitbeschäftigten oder wissenschaft-
lichen Hilfskräften lägen die Gehälter oft 
noch deutlich darunter. Man könne zum 
Teil von einer Prekarisierung akademischer 
Berufseinsteiger sprechen, sagt Keller. Und 
das ist fast überall in Europa so.

 Die GEW und die Gewerkschaft ver.di 
fordern acht Prozent mehr Gehalt für An-
gestellte im öffentlichen Dienst. Und ne-
ben dem Einkommen sollen auch die Ar-
beitsbedingungen verbessert werden (siehe 
Interview).

Um Europa für Wissenschaftler attraktiver 
zu machen, setzt die Europäische Kommis-
sion nun auf ein Partnerschaftsprojekt mit 
den Mitgliedstaaten. Vertreter der EU-Län-
der treffen – vermutlich erstmals in diesem 
Februar – zusammen, um Programme zur 

Mobilität und zur sozialen Absicherung zu 
erarbeiten. Einstellungsverfahren sollen für 
alle europäischen Bewerber geöffnet und 
Rentenansprüche in Zukunft von EU-Land 
zu EU-Land übertragbar sein. Gerade jun-
ge Forscher sollen besser bezahlt und län-
gerfristig angestellt werden.

Andernfalls befürchtet Andreas Keller 
einen „Brain Drain“ – dass also deutsche 
Wissenschaftler, um mehr Geld zu verdie-
nen, an skandinavische Hochschulen ge-
hen und Forscher aus ärmeren Ländern wie 
der Slowakei oder Bulgarien gen Westen 

aufrücken. Laut der im April 2007 von der 
Europäischen Kommission veröffentlichten 
Studie „Remuneration of Researchers in the 
public and private Sector“ würde sich das 
durchaus auszahlen.

„Selbst wenn man die unterschiedlichen 
Lebenshaltungskosten berücksichtigt, gibt 
es in der EU eine enorme Spreizung der 
Einkommen“, erklärt die GEW-Referentin 
für Hochschule und Forschung, Dr. Clau-
dia Kleinwächter. So ermittelt die Studie 

für Deutschland ein durchschnittliches 
Wissenschaftler-Jahreseinkommen von 
53 358 Euro. Das liegt deutlich über dem 
EU-Schnitt von 40 128 Euro. Für Großbri-
tannien wurden 52 776 Euro berechnet, für 
die Niederlande 56 721 Euro, für Österreich 
60 529 Euro, für Frankreich dagegen nur 
47 550 Euro. 

Die osteuropäischen EU-Staaten liegen 
weit darunter. In Polen gibt es im Schnitt 
21 590 Euro im Jahr. Ganz am unteren Ende 
der Rangliste liegt die Slowakei mit 18 282 
Euro. „Nur Österreich und die Niederlande 
nähern sich dem durchschnittlichen Jahres-
einkommen in den USA oder in Japan an“, 
so Kleinwächter. Es liegt dort bei 62 739 
Euro beziehungsweise 68 872 Euro.

Laut Kommission belegt die Studie au-
ßerdem, dass es große Differenzen bei der 
Honorierung von Berufserfahrung gibt. 
Doch das Zahlenwerk der EU sei durch-
aus kritikwürdig, sagt die GEW-Expertin. 
Die Studie fußt auf einer Online-Umfrage, 
die in den Ländern mit Vergleichsstich-
proben belegt wurde. In Deutschland etwa 
wurde dabei auf Gehaltsstrukturen der 

agenda hochschule forschung kontakte ticker brennpunkt

„35 000 Euro Jahresgehalt ist 
im Branchenvergleich nicht 

wettbewerbsfähig.“

Die Karriereperspektiven an europäischen Hochschulen 
sind aus finanzieller Sicht nicht attraktiv. Berufseinsteiger 
müssen mit niedrigen Gehältern auskommen. Das wollen 
Gewerkschaften und Europäische Kommission jetzt ändern. 

Baby Nobels nennen US-Amerikaner liebevoll die Sieger des 
Wettbewerbs Science Talent Search. Er ist das Pendant zum bundes-
deutschen „Jugend forscht“ und wurde 1942 erstmals ausgelobt – auf 
privatwirtschaftliche, nichtstaatliche Initiative hin.

Internet:➜➜  www.societyforscience.org/sts/index.asp
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62 739	 Euro	 USA

61 991	 Euro	 Japan

60 530	 Euro	 Österreich

56 721	 Euro	 Niederlande

56 268	 Euro	 Luxemburg

53 358	 Euro	 Deutschland

47 550	 Euro	 Frankreich

40 126	 Euro	 EU-Durchschnitt

18 282	 Euro	 Slowakei
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Ilse Schaad ist im GEW-Vorstand zuständig 
für Angestellten- und Beamtenpolitik
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Fraunhofer-Gesellschaft und nur auf die 
oberen Lohngruppen des Tarifvertrags für 
den öffentlichen Dienst (TVöD) zurückge-
griffen. „Es wurden also vor allem die Daten 
erfahrener Wissenschaftler in Spitzenpositi-
onen erfasst, die nicht die Durchschnittsge-
hälter von Forschern unterhalb der Profes-
sur berücksichtigen“, so Kleinwächter.

„Der Einstieg in die Forschung ist für 
viele ein Problem“, sagt Thomas Jørgen-
sen, der sich bei der European University 
Association (EUA) in Brüssel mit Forscher-
karrieren befasst. 

Auch die europäische Hochschulvertre-
tung spricht sich für mehr Gehalt für den 
Nachwuchs aus. Gute Karriereperspekti-
ven würden aber auch bedeuten, dass die 
Hochschulen Lohnnebenkosten überneh-
men. Außerdem kritisiert Jørgensen, dass 
Doktoranden gewöhnlich als Studierende 
gelten und damit auch keinen Anspruch 
auf Arbeitslosenhilfe haben.

Zwar verdienen Wissenschaftler in ei-
nigen außereuropäischen Ländern mehr 
als in Europa. Europäische Forscher „ent-
scheiden sich aber vor allem für das weitere 

Ausland, weil dort die Forschungsbedin-
gungen besser sind oder der Aufenthalt 
ihre Karriere voranbringt“, sagt Stephanie 
Böcker von der German Scholars Organi-
sation. Nach ihren Erfahrungen zieht es 
die meisten nach einigen Jahren aber wie-
der zurück. Eine Professur in Deutschland 
könne es dann, auch wegen der sozialen 
Absicherung, mit einer Stelle in den USA 
durchaus aufnehmen.

Ein erster Schritt, der die Karriere an 
deutschen Hochschulen von Hamburg bis 
Freiburg wieder attraktiver machen soll, 
sind die aktuellen Tarifverhandlungen. Blei-
be alles, wie es ist, sei damit zu rechnen, 
dass es in Zukunft quer durch alle Fächer 
Probleme geben werde, Arbeitsplätze zu be-
setzen. „Zumindest von Pädagogen und In-
genieuren ist bekannt, dass sie lieber in die 
Praxis gehen, weil sie dort mehr verdienen 
und einen sicheren Arbeitsplatz haben“, 
sagt Andreas Keller von der GEW.

Internet:➜➜  //ec.europa.eu/eracareers/ 
pdf/final_report.pdf

Marion Hartig 
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Tarifverhandlungen

„Mit Druck wird sich 
Situation verbessern“
Ilse Schaad von der Gewerkschaft Er-
ziehung und Wissenschaft (GEW) setzt 
sich für bessere Arbeitsbedingungen 
für Hochschulmitarbeiter ein.

duz Frau Schaad, warum fordern 
Gewerkschaften mehr Geld für die 
deutschen Hochschulmitarbeiter? Sie 
stehen im EU-Vergleich doch gut da.

Schaad Das sehen wir anders: Die 
letzte Gehaltserhöhung hat es 2004 ge-
geben und das waren nur zwei Mal ein  
Prozent. Damit sind nicht mal die Real-
lohnverluste aufgefangen worden.

duz Wen vertritt die GEW? 
Schaad Die GEW vertritt etwa 

100 000 Hochschulmitarbeiter. Dazu 
gehören neben den wissenschaftlichen 
Mitarbeitern die Lehrkräfte für beson-
dere Aufgaben und studentische Be-
schäftigte.

duz Wo hakt es außerdem?
Schaad Wir werden uns weiter da-

für einsetzen, dass mehr Berufsgrup-
pen unter den Tarifvertrag fallen, die 
Zuordnung zu den Gehaltsstufen ver-
bessert und Berufserfahrung anerkannt 
wird. 

duz Sind Leistungszuschläge ein 
Thema?

Schaad Leistungsgerechte Zahlung 
steht 2009 nicht auf der Tagesordnung. 
Ich halte davon nicht viel. Die Ver-
gabe solcher Boni ist wenig transpa-
rent. Außerdem kann man kaum her
ausfiltern, wer hauptsächlich für eine 
Leistung verantwortlich ist, wird doch 
in der Wissenschaft hauptsächlich im 
Team gearbeitet.

duz Im Vergleich zu anderen Bran-
chen sind Hochschulmitarbeiter kaum 
gewerkschaftlich organisiert.

Schaad Viele denken, dass jeder sei-
nes Glückes Schmied ist. Aber nur mit 
gewerkschaftlichem Druck wird sich 
die Situation verbessern.

Mail:➜➜  Ilse Schaad@gew.de 

Die Fragen stellte Marion Hartig.

Durchschnittliche Jahreseinkommen von Forschern im internationalen Vergleich 
(nach Erhebungen der Brüsseler Generaldirektion Forschung vom Sommer 2006)

62 739	 Euro	 USA

61 991	 Euro	 Japan

60 530	 Euro	 Österreich

56 721	 Euro	 Niederlande

56 268	 Euro	 Luxemburg

53 358	 Euro	 Deutschland

47 550	 Euro	 Frankreich

40 126	 Euro	 EU-Durchschnitt

18 282	 Euro	 Slowakei
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Mögen die großen Hochschulnovellen schon seit Jahren 
beschlossen sein, im Wissenschaftsalltag kommen die Re­
formen nur langsam an. Wie lässt sich der Umbruch meis­
tern? Change Management ist das Gebot der Stunde.

Lehre, Forschung, Nachwuchsförderung 
und Selbstverwaltung – kein Prof sollte 
das allein stemmen, sagt Renate Meyer
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Change Management

Die schwierige Suche  
der Universitätsleitung 
nach dem Königsweg
Wien Ob Rektor, Präsident oder Dekan – 
selten waren Führungskräfte in Hochschule 
und Wissenschaft so gefordert wie heute. 
Davon ist die Wiener Wirtschaftswissen-
schaftlerin Prof. Dr. Renate Meyer ebenso 
überzeugt wie davon: Wer Methoden des 
professionellen Change Managements an-
wendet, wird die mit Umbrüchen stets ein-
hergehenden Konflikte am ehesten lösen. 

Die Leiterin des Instituts für Public Ma-
nagement an der Wirtschaftsuniversität 
Wien macht gleich eine ganze Reihe von 
Spannungsfeldern aus: Da stünden etwa 
managementorientierte Rektorate einem 
paritätischen Selbstverwaltungskörper wie 
dem Senat gegenüber. „Die beiden Steue-
rungsgremien funktionieren nach unter-
schiedlichen Logiken, etwa hinsichtlich 
Verantwortung, Accountability und Auto-
rität“, erklärt Meyer. 

Change Management kann da ausglei-
chend wirken. Zentral für die Uni-Leitung 
sei, einen Mittelweg zu finden zwischen 
der Einbindung der Mitarbeiter und hie-
rarchischen Entscheidungen. Streitpoten-
zial liegt auch in der Professionalisierung 
des Hochschulmanagements: Der Manager 
gegen den Prof, der ins Rektorat aufgestie-
gen ist – wer muss wann auf wen hören? 
Allgemein gültige Antworten gibt es natür-
lich nicht. Für Meyer kommt es darauf an, 
Verständnis zu wecken. „Wissenschaftlern 
in hoher Leitungsfunktion einer Hochschu-
le fehlen häufig Managementqualitäten“, 

sagt die Expertin. Umgekehrt müssten sich 
viele Hochschulmanager fragen lassen, ob 
sie den „Produktionsprozess“ der Universi-
tät überhaupt verstehen. „Eine Lösung ist, 
Aufgaben beispielsweise in der Institutslei-
tung nicht mehr in einer Person zu bün-
deln, sondern zu verteilen“, rät Meyer. Ein 
Lehrstuhlinhaber sollte Lehre, Forschung, 
Nachwuchsförderung und Selbstverwal-
tung nicht allein stemmen.

Viele Universitätsleitungen müssten sich 
beim Management ihrer Außenbeziehungen 
verbessern. „Eine Universität muss verschie-
dene Interessen befriedigen: Wissenschaft, 
Politik, Wirtschaft oder die Öffentlichkeit. 
Alle diese Gruppen wollen in ihrer Spra-
che angesprochen werden“, sagt Meyer. So 
müsse eine Uni mit Politikern anders kom-
munizieren als mit Wissenschaftlern. 

Unschlüssig sind sich die Unis nach Mei-
nung der Wiener Wissenschaftlerin auch 
beim Einsatz neuer Steuerungsinstrumente 
wie Leistungskennzahlen, Kostenrechnung 
oder Kontraktmanagement. Meyer: „Nicht 
jeder Uni-Rektor weiß, zu welchem Zweck 
er diese einsetzen will – zur Außenkommu-
nikation oder für die interne Steuerung?“ Es 
sei ein großer Unterschied, ob die Univer-
sitätsleitung zum Beispiel Kostenrechnung 
einführt, um dem Wissenschaftsminister 
darzulegen, was ein Studienfach kostet, 
oder ob das für interne Steuerungszwecke 
verwendet wird und damit die Ressourcen-
verteilung beeinflussen soll. � hbj

von Benjamin Haerdle

Kontakt

Prof. Dr. Renate Meyer 
 Wirtschaftsuniversität Wien 

Institute for Public Management 
Telefon: +43 1 31336-4437  

Mail:Renate.Meyer@wu-wien.ac.at 
www.wu-wien.ac.at/pubmgt
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Stefan Hase-Bergen leitet die  
Außenstelle des DAAD in Peking
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Interkulturelles Management

Wie sich Studierende aus China  
schneller in Deutschland einleben
Mehr als 27 000 Chinesen studierten im 
Jahr 2007 in Deutschland – so viel wie aus 
keinem anderen Land. Stefan Hase-Bergen, 
Leiter der Außenstelle Peking des Deut-
schen Akademischen Austauschdienstes 
(DAAD), weiß, worauf es bei der Betreu-
ung der Studierenden ankommt.

Peking Im Idealfall beginnt das Studium 
in Deutschland für chinesische Studierende 
nicht erst nach der Einreise in die Bundesre-
publik, sondern schon in China: mit einem 
interkulturellen Vorbereitungskurs, wie ihn 
etwa die Tongji-Universität in Shanghai 
anbietet. Den Besuch eines solchen Kurses 
sollten Hochschulen in Deutschland chine-
sischen Studierenden zur Vorbereitung auf 
jeden Fall ans Herz legen, sagt Stefan Ha-
se-Bergen. Landeskunde mit Fokus auf die 
Hochschulen vermitteln die Tongji-Kurse 
ebenso wie Deutsch als Wissenschaftsspra-
che. Hase-Bergen: „Man muss die Studie-
renden auf die interkulturellen Unterschiede 
hinweisen, etwa die völlig andere Diskussi-
onskultur in den deutschen Hörsälen.“

Universitäten hierzulande empfiehlt der 
China-Experte, sich weniger auf die Studie-
renden zu konzentrieren, die sich das Studi-
um in Deutschland individuell organisieren, 
sondern den Fokus eher auf Austausch-
programme mit chinesischen Hochschulen 
zu richten. „Da gibt es ein Curriculum, ei-
nen genauen Zeitplan und damit eine klare 
Struktur. Dies verleiht nicht nur der deut-
schen Uni Sicherheit, sondern auch den chi-
nesischen Studierenden, weil sie das von 
zu Hause so gewohnt sind“, sagt Hase-Ber-
gen. Die Aussichten auf ein erfolgreiches 
Studium ließen sich so erhöhen.

Dazu können auch Vorbereitungskurse 
für Chinesen an deutschen Hochschulen 
beitragen. „Neuankömmlinge müssen vor 
allem zu Beginn des Studiums betreut wer-
den“, sagt Hase-Bergen. Besonders jun-
ge Chinesen, die nach Deutschland für ein 
Bachelor-Programm kommen, seien ein so 
selbstständiges Studium nicht gewohnt. So 
gebe es in China feste Klassenverbände, 

zudem würden Studierende von Familien 
und Verwandten eng umsorgt. Plötzlich 
auf sich allein gestellt, falle Chinesen in 
Deutschland vieles deutlich schwerer als 
ihren Kommilitonen: den Stundenplan auf-
stellen, ein Bankkonto eröffnen oder eine 
Krankenversicherung abschließen – eine 
Zeit- und Nervenprobe für die Gäste aus 
Fernost. „Viele verlieren dadurch ein oder 
zwei Semester, der Studienmisserfolg ist 
programmiert“, sagt der Leiter der DAAD-
Außenstelle in Peking. 

Nötig sind die Integrationshilfen auch 
außerhalb des Hörsaals. „Chinesen verbrin-
gen sehr viel Zeit miteinander, sprechen 
nur chinesisch und kapseln sich dadurch 
ab“, sagt Hase-Bergen und empfiehlt Ge-
genmaßnahmen. Eine Option wäre etwa, 
die Studierenden nicht auf einer Etage im 
Wohnheim unterzubringen. Studenten-
werke könnten bei der Zimmervergabe da-
rauf achten. Hilfreich wären Hase-Bergen 
zufolge auch Sprachtandems mit Studieren-
den anderer Nationen. Dass die Tandems 
überhaupt zueinanderfinden, könnten  die 
Hochschulen forcieren: Von Exkursionen  
über studentische Arbeitsgruppen bis hin zu 
Ausflügen – es gibt viele Wege, Deutsche, 
Chinesen und Studierende anderer Nationen 
zusammenzubringen. „Man sollte die Chi-
nesen auch mit dem deutschen Freizeitver-
halten vertraut machen, das sich von dem 
in China deutlich unterscheidet“, sagt Ha-
se-Bergen. Beispielsweise gingen Deutsche 
abends gern aus, Chinesen blieben dage-
gen lieber zu Hause - allerdings auch, um 
Geld zu sparen. Damit auch die Deutschen 
die Kommilitonen aus Fernost besser ver-
stehen, sollte man den Chinesen die Mög-
lichkeit geben, ihre eigene Kultur zu prä-
sentieren.� hbj

Kontakt

Stefan Hase-Bergen 
Leiter der DAAD-Außenstelle Peking 

Mail: director@daad.org.cn  
Internet: www.daad.org.cn

Rechnungswesen

Doppik-Muffel sind  
ab jetzt im Nachteil 
Ilmenau Wer bis jetzt noch keine Kosten- 
und Leistungsrechnung eingeführt hat, 
muss sich sputen. „Die Hochschulen brau-
chen die Kosten-und Leistungsrechnung, 
wenn sie Auftragsforschung durchführen 
oder eine Dienstleistung für ein Unterneh-
men annehmen wollen und die Rechte da-
nach an das Unternehmen gehen“, erklärte 
Dr. Thomas Rupp vom Niedersächsischen 
Hochschulkompetenzzentrum für SAP Ende 
Januar bei einer Tagung an der Technischen 
Universität Ilmenau. 

Zur Einführung der Doppik zwingt der 
EU-Gemeinschaftsrahmen für Forschung, 
Entwicklung und Innovation. Diese neuen 
Leitlinien gelten seit 1. Januar dieses Jahres 
und verpflichten die Hochschulen dazu, bei 
der Auftragsforschung genau darzulegen, 
welcher Anteil der Gemeinkosten, wie zum 
Beispiel die universitäre Gesamtverwaltung, 
die Raummiete, die Energiekosten oder das 
landesfinanzierte wissenschaftliche Perso-
nal, im jeweiligen Projekt zu Buche schla-
gen. Damit will die EU-Kommisson indi-
rekte staatliche Beihilfen der Universitäten 
an die Unternehmen unterbinden.

Die neuen EU-Regeln und deren Folgen 
haben viele Hochschulen nach Ansicht 
von Rupp viel zu spät wahrgenommen. 
„Um die EU-Anforderungen für industri-
elle Auftragsforschung zu erfüllen, müs-
sen die Hochschulen ihre Kostenrechnung 
und ihre Software-Systeme dringend um-
stellen“, sagt er. Klären müssen Unis etwa, 
wie Arbeitsstunden von Forschern erfasst 
werden sollen. Rupp: „Auftragsforschung 
für Unternehmen wird teurer. Die Hoch-
schulen müssen anders kalkulieren.“� hbj

Kontakt

Dr. Thomas Rupp 
Leiter des Niedersächsischen 

Kompetenzzentrums für SAP an der 
Universität Hannover 

Telelefon: 0511 762-19888 
Mail: rupp@ccc.uni-hannover.de 

Internet: www.ccc.uni-hannover.de
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Der neue US-Präsident Barack Obama will 
Wissenschaft und Forschung stärken 
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die Hochschulen besser auf die Bedürfnisse 
von Arbeitgebern und Arbeitnehmern be-
ziehungsweise Arbeitslosen während der 
Rezession vorzubereiten. Wie die Tages-
zeitung „The Guardian“ berichtete, will die 
Hefce eine Hälfte des Geldes beisteuern, die 
andere Hälfte sollen die Universitäten selbst 
aufbringen. Mit dem Geld sollen die Hoch-
schulen beispielsweise Trainingskurse für 
Arbeitslose finanzieren, um sie mit neuen 
Kompetenzen und Qualifikationen auszu-
statten und so bei der Suche nach Arbeit 
zu unterstützen.� n-ost

Internet:➜➜  www.hefce.ac.uk/news

Gesetzesnovelle

Deutsches BAföG-System 
für Tschechiens Studenten
Prag Nach drei Anläufen hat der tsche-
chische Bildungsminister Ondrej Liska (Grü-
ne) Grundzüge eines neuen Hochschulge-
setzes vorgelegt. Als wichtigste Änderung 
ist darin die Einführung von Studienge-
bühren vorgesehen. Die Studenten sollen 
im Gegenzug Kredite vom Staat erhalten. 
Das neue System ist an das deutsche BA-
föG-System angelehnt. Liska erhofft sich 
von dem neuen Gesetz vor allem eine fi-
nanzielle Besserstellung der tschechischen 
Hochschuleinrichtungen. Die Prager Karls-
Universität forderte die Regierung auf, den 
Entwurf zu stoppen. � n-ost

Internet:➜➜  www.msmt.cz

Fusionsforschung 

Reaktor Iter wird doppelt 
so teuer wie geplant
Tampere Der Fusionsreaktor Iter könnte 
doppelt so viel kosten wie ursprünglich 
geplant. Das Startbudget von zehn Milli-
arden Euro reicht nicht aus, um das Pro-
jekt zur Erzeugung von sauberem Strom 
durch Kernfusion zu finanzieren. Das wur-
de bei einem Treffen im finnischen Tam-
pere Ende Januar deutlich, bei dem die ers
te Komponente des Reaktors präsentiert 
wurde. Steigende Rohstoffkosten und Än-
derungen des geplanten Designs sind laut 

Biotechnologie 

USA erlauben erstmals 
Stammzellentherapie
Washington In den USA ist Mitte Januar 
erstmals die Behandlung von Patienten mit 
embryonalen Stammzellen zu Studienzwe-
cken erlaubt worden. Die US-Gesundheits-
behörde FDA gab einem entsprechenden 
Antrag der kalifornischen Biotechnologie-
firma Geron statt. Die Entscheidung habe 
nichts mit dem Regierungswechsel in den 
USA zu tun, so eine Sprecherin der Behör-
de. Der neue US-Präsident Barack Obama 
hatte in seinem Wahlkampf wiederholt be-
tont, Wissenschaft und Forschung stärken 
zu wollen. Unter seinem Vorgänger George 
W. Bush war die umstrittene Forschung mit 
Stammzellen fast zum Erliegen gekommen. 
Wegen des daraus folgenden Mangels an 
Forschungsgeldern wanderten zudem viele 
Wissenschaftler ins Ausland ab. � n-ost

Internet:➜➜  www.fda.gov

Etatkürzungen 

Einstellungsstopp an 
italienischen Universitäten
Rom Wegen der Kürzungen im Bildungs-
etat hat Italien im Januar eine Hochschul-
reform verabschiedet. Sie sieht unter ande-
rem verbindlichere Auflagen für Bilanzen 
und die Erstellung eines Leistungsregisters 
für Dozenten vor. Für Hochschulen, die in 
roten Zahlen stecken, wird zudem ein Ein-
stellungsstopp verhängt. Universitäten mit 
positiven Bilanzen sollen dagegen bis zu 
sieben Prozent der öffentlichen Mittel (rund 
550 Millionen Euro) erhalten.� n-ost

Internet:➜➜  www.miur.it/0002Univer/
index_cf2.htm

Rettungspaket 

Geld für Umschulungen an 
englischen Hochschulen
London Die englische Hochschulfinanzie-
rungsbehörde Hefce hat ein 56 Millionen 
Euro starkes Rettungspaket geschnürt, um 

Experten-Angaben für die Mehrkosten ver-
antwortlich. An dem Iter-Forschungsprojekt 
sind sowohl die Europäische Union und die 
Schweiz als auch Japan, Russland, China, 
Südkorea, Indien und die USA beteiligt. Der 
Fusionsreaktor wird im Forschungszentrum 
Cadarache im Süden Frankreichs gebaut. 
Der Bau des Reaktors soll etwa zehn Jahre 
dauern.� n-ost

Internet:➜➜  www.iter.org/index.htm

Universitätsreform 

Fleißige französische 
Forscher lehren weniger
Paris Frankreich will seine Universitäten 
reformieren. Eine im Januar vorgestell-
te Verordnung des Bildungsministeriums 
sieht unter anderem eine Anpassung der 
Dienstzeiten vor, die eine Lehrkraft mit For-
schung, Lehre und Verwaltungstätigkeiten 
verbringt. Demnach solle ein Professor, des-
sen Forschung als unzureichend angese-
hen wird, mehr Unterrichtsstunden ertei-
len, schreibt die Tageszeitung „Le Monde“. 
Ein ausgezeichneter Forscher werde dage-
gen von seiner Lehrtätigkeit befreit. Außer-
dem sollen Hochschullehrer und Universi-
tätsprofessoren alle vier Jahre nach einem 
neuen System begutachtet werden. 

Aus Protest gegen die Reform, die inner-
halb von fünf Jahren zu mehr Hochschul-
autonomie bei Personal und Vermögen füh-
ren soll, haben Forscher, Professoren und 
Akademikergewerkschaften einen unbefris
teten Streik ausgerufen. Sie fürchten den 
Abbau sozialer Errungenschaften� n-ost

Internet:➜➜  nouvelleuniversite.gouv.fr

Bürokratieabbau 

Englands Hochschulen 
senken Verwaltungskosten 
London Englische Universitäten haben ih-
ren Bürokratieaufwand in den vergangenen 
vier Jahren um rund 21 Prozent reduziert. 
Wie die Tageszeitung „The Guardian“ be-
richtete, soll sich die Verwaltung an 20 In-
stitutionen seit dem Jahr 2000 sogar na-
hezu halbiert haben. Das geht aus einer 
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Berlin Prof. Dr. Margret Wintermantel, Prä-
sidentin der Hochschulrektorenkonferenz 
(HRK), hat Ende Januar in Berlin gefordert, 
die Hochschulen angemessen am zweiten 
Konjunkturpaket in Höhe von 50 Milliarden 
Euro teilhaben zu lassen. Knapp 8,7 Milli-
arden Euro wollen Bund und Länder in die 
Bildung investieren. Die Hochschulen bean-
spruchen laut Wintermantel „ein Drittel der 
geplanten Bildungsinvestitionen“, also ins-
gesamt 2,9 Milliarden Euro. „Das gesamte 
Bildungssystem hat einen enormen Sanie-
rungsbedarf. Kindertagesstätten, Schulen 
und Hochschulen sind gleichermaßen wich-
tige Stationen des Bildungsweges“, erklär-
te die HRK-Präsidentin. 

Aus dem ersten Konjunkturpaket flie-
ßen bereits viele Millionen Euro in die 

Forschungsinfrastruktur. So erhält die 
Helmholtz-Gemeinschaft 65 Millionen Euro 
für den Ausbau von Forschungsanlagen, 
etwa in der Materialforschung. 		  ck

Konjunkturpakete

Hochschulen sollen angemessen partizipieren

Margret Wintermantel
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Studie für die Hochschulfinanzierungsbe-
hörde Hefce hervor. Die Verwaltungskosten 
sind von rund 240 Millionen Pfund (267 
Millionen Euro) im Jahr 2004 auf rund 190 
Millionen Pfund (211 Millionen Euro) im 
Jahr 2008 gefallen. Die befragten Hoch-
schulen hätten ihre Verwaltungen profes-
sionalisiert, hieß es. Die frei gewordene Zeit 
wollten sie einsetzen, um sich auf die For-
schung und Lehre zu konzentrieren. Den-
noch sei die Rechenschaftspflicht im Hoch-
schulsektor kaum gesunken, erklärte eine 
Sekretärin des Prüfungsamtes der Univer-
sität Birmingham gegenüber dem „Guardi-
an“.� n-ost

Internet:➜➜  www.hefce.ac.uk/news

Nachwuchsförderung

Slowenische Doktoranden 
ohne Karrierechancen
Ljubljana Im Vergleich zu ihren Kollegen 
im Ausland haben slowenische Nachwuchs-
wissenschaftler nur wenige Möglichkeiten, 
Karriere zu machen. Das berichtet die Ta-
geszeitung „Delo“. Obwohl sich die Leiter 
der Forschungsgruppen bemühten, die jun-
gen Kräfte zu halten, bekämen diese meist 
nur schlecht bezahlte Positionen. Die vor-
handenen Gelder würden hauptsächlich an 
schon etablierte Forscher vergeben. �n-ost

Studienberatung 

Dänische Dauerstudenten 
werden vorgeladen
Kopenhagen Die Kopenhagener Universi-
tät will ihre Langzeitstudenten ermahnen, 
das Studium endlich zu beenden. Dazu soll 
ein Beratungsgespräch dienen, nach dem 
die Studenten entweder zügig zu Ende stu-
dieren oder exmatrikuliert werden. 

Die Universitätsleitung rechnet mit mehr 
als 6 000 Studenten, die nicht mehr aktiv, 
aber noch eingeschrieben sind. Gute Er-
fahrungen an der Universität Århus, wo es 
keine Geisterstudenten mehr gibt, zeigen, 
dass viele Studenten für eine Ermahnung 
dankbar sind. � n-ost

Internet:➜➜  www.au.dk/en/strategy

Wissenschaftssprache

Deutsch ist in deutscher 
Forschung am Ende
Berlin Die deutsche Sprache verliert als 
Wissenschaftssprache weiterhin an Be-
deutung. Zu diesem Ergebnis kamen Ex-
perten, die ihre Beobachtungen dem Un-
terausschuss Auswärtige Kultur- und 
Bildungspolitik des Bundestages Ende Ja-
nuar mitteilten. In den Naturwissenschaften 
werde fast ausschließlich Englisch gespro-
chen. Deutsch als Wissenschaftssprache ab-
zuschaffen, mache den Wissenschaftsstand-
ort Deutschland unattraktiv, hieß es. Prof. 
Dr. Luise Schorn-Schütte, Neuzeit-Histori-
kerin an der Universität Frankfurt am Main, 
sagte, dass ein Verzicht auf Deutsch in den 
Geisteswissenschaften ausgeschlossen sei, 
da sich ganz wichtige Differenzierungs-
möglichkeiten verlieren würden. CDU-Bun-
destagsabgeordneter Philipp Mißfelder for-
derte, die deutsche Sprache in Schulen und 
Hochschulen zu stärken.� ck

Internet:➜➜  www.bundestag.de/aktuell/
archiv/2009/23301278_kw05_ausw

Wirtschaftskrise 

Finnland will mehr Geld 
für Forschung ausgeben
Helsinki Angesichts schlechter Wirt-
schaftsprognosen will Finnland mehr Geld 
für Forschung und Entwicklung (FuE) aus-
geben. Der finnische Rat für Wissenschafts- 
und Technologiepolitik stimmte im Dezem-
ber einer Erhöhung der Investitionen auf 
vier Prozent des BIP bis 2011 zu. Damit 
wolle man die Rezession möglichst schnell 
bekämpfen, hieß es.

Die Gesamtausgaben für FuE sollen um 
760 Millionen Euro erhöht werden, davon 
sollen rund 1,2 Prozent vom öffentlichen 
Sektor bereitgestellt werden. Außerdem will 
Finnland in die Entwicklung einer eigen-
ständigen Politik für Forschungsinfrastruk-
turen investieren. Das Fehlen einer solchen 
Politik habe nach Meinung des Wissen-
schaftsrates die Leistungsfähigkeit der For-
schung beeinträchtigt. Mit den Mehrausga-
ben gehört Finnland zu den Spitzenreitern 
in der EU.� n-ost

Internet:➜➜  www.vnk.fi/etusivu/en.jsp

„Wenn einfache Dinge kompliziert gemacht wurden, 
wusste ich, dass da ‚Made in Germany‘ draufsteht.“ 
Buzz Aldrin, nach Neil Armstrong der zweite Mensch auf dem Mond, 
Ende Januar in München bei der Premiere des Dokumentarfilms  
„Im Schatten des Mondes“. 
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Die Galaxie Messier 81 kann man am Nord
himmel im Sternbild Großer Bär sehen. Sie 
wurde 1774 von Johann Elert Bode entdeckt.
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Jahr der Sterne

Forschung und Astronomie 
stehen 2009 im Fokus
Berlin Unter dem Motto „Forschungsexpe-
dition Deutschland“ hat Bundesbildungsmi-
nisterin Dr. Annette Schavan Ende Januar 
in Berlin das Wissenschaftsjahr 2009 ge-
startet. Erstmals widmet sich das Jahr nicht 
einer bestimmten Disziplin, sondern der 
Forschung insgesamt. Mitte Januar wurde 
auch das Internationale Jahr der Astrono-
mie eröffnet. Wer Lust hat, durch ein rich-
tiges Fernrohr zu schauen, findet in jeder 
Volkssternwarte die Türen geöffnet. � ck

Internet:➜➜  www.astronomie2009.de; 
www.forschungsexpedition.de

Wissenschaftsressort 

Eva Kühne-Hörmann (CDU) 
neue Ministerin in Hessen
Wiesbaden Die neue Ministerin für Wis-
senschaft und Kunst, Eva Kühne-Hör-
mann (CDU), ist in Hessen als ruhige 

Studienplatzvergabe 

Votum für Bundesgesetz 
bei Hochschulzulassung
Berlin Der Bund ist Ende Januar wegen des 
erneut anstehenden Durcheinanders bei der 
Hochschulzulassung unter Druck geraten. 
Bildungspolitiker der SPD, der Grünen und 
der Linken sowie die „Gewerkschaft Erzie-
hung und Wissenschaft“ forderten ein Bun-
desgesetz für die Hochschulzulassung. Kurz 
zuvor war bekannt geworden, dass es auch 
im Wintersemester 2009/2010 zu Doppel
einschreibungen der Studenten und da-
durch zur Nichtbesetzung von Studienplät-
zen kommt. Die Dortmunder Zentralstelle 
für die Vergabe von Studienplätzen (ZVS) 
und die Hochschulrektorenkonferenz (HRK) 
wiesen sich gegenseitig die Schuld an der 
Zeitverzögerung bei der Entwicklung eines 
neuen Service-Verfahrens zu. Das Bundes-
bildungsministerium halte nichts von einem 
Bundesgesetz und dränge auf eine schnelle 
Lösung, sagte ein Sprecher. � ck

Kulturgüter-Rückgabe 

Bulgarische Historiker 
hoffen auf Akteneinsicht
Sofia Bulgarien hat Russland zur Rückgabe 
originaler Archivdokumente bulgarischer 
Institutionen aus den Jahren 1934 bis 1944 
aufgefordert. Es geht um Dokumente, die 
im Zuge des sowjetischen Einmarsches im 
September 1944 beschlagnahmt wurden. 
Bulgarische Historiker hoffen, dass die Her
ausgabe der Akten neues Licht auf Bulga-
riens Vorbereitungen für den Beitritt zum 
Dreierpakt zwischen Deutschland, Italien 
und Japan wirft. 

Laut Regierung ist die bulgarische Forde-
rung durch ein Gesetz der Russischen Föde-
ration von 1995 legitimiert, das die Rück-
führung von Kulturgütern regelt, die als 
Folge des Zweiten Weltkriegs in die UdSSR 
transportiert wurden. Archivare warnen 
derweil vor zu viel Optimismus. In Bezug 
auf die Rückgabe historischer Archive sei 
das Gesetz sehr restriktiv.� n-ost

Internet:➜➜  www.libfl.ru/restitution/ 
index-eng.html

Sachpolitikerin bekannt. Seit Anfang 2001 
ist die 46-jährige Juristin Sprecherin der 
CDU-Landtagsfraktion für Wissenschaft 
und Kunst. Themen wie Hochschulauto-
nomie, die Stiftungsuniversität Frankfurt 
oder Modellprojekte wie die TU Darmstadt 
gehörten somit seit Jahren zu ihrem täg-
lichen Geschäft. Anfang Februar wurden 
die neuen Minister der CDU/FDP-Regie-
rung im hessischen Landtag vereidigt.� ck

Autonomie 

Hochschulen in Bayern 
sollen Professoren berufen
München Bayerns Hochschulen sollen ihre 
Professoren künftig ab dem Wintersemester 
selbst berufen können. Dies hat die Lan-
desregierung Ende Januar beschlossen. 
Bislang liegt das Berufungsrecht bei Wis-
senschaftsminister Dr. Wolfgang Heubisch 
(FDP). Hochschulen, die sich für ein Beru-
fungsrecht zur Probe entscheiden, müssten 
sicherstellen, dass nicht zu viele Hausbe-
rufungen stattfinden und genug Professo-
rinnen ernannt werden, so Heubisch. � ck

agenda hochschule forschung kontakte ticker brennpunkt

Brüssel Nach Einschätzung der EU-Kom-
mission muss die Europäische Union mehr 
in Forschung und Entwicklung investieren. 
Dies sei wichtig, um die Wirtschaft zu sta-
bilisieren, heißt es in zwei Berichten, die der 
Vizepräsident der Europäischen Kommission 
Günter Verheugen und der Kommissar für 
Wissenschaft und Forschung Janez Potocˇnik 
Ende Januar in Brüssel vorlegten.

Die EU liege noch weit hinter ihrer Lis-
sabon-Strategie zurück. Danach sollen EU-
Mitgliedstaaten drei Prozent ihres Bruttoin-
landsprodukts in die Forschung investieren. 
Derzeit sind es im Schnitt 1,84 Prozent. 
Besonders im Wettbewerb mit Asien gel-
te es, Europas globale Wettbewerbsfä-
higkeit zu erhalten. „Krisenzeiten sind 
nicht der Moment für ein Nachlassen bei 

Forschungsinvestitionen und Innovation“, 
sagte Potočnik. Diese Ausgaben seien wich-
tig, um Europa aus der Wirtschaftskrise zu 
führen.� n-ost

Internet:➜➜  www.cordis.europa.eu

Forschung und Entwicklung 

EU-Kommission fordert höhere Investitionen
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Empirismus siegt  
über Dogma
London Die britische Tageszeitung „The 
Times“ kommentiert die Entscheidung, 
in den USA klinische Versuche für die 
Stammzellentherapie zuzulassen: „Die-
se Versuche sollen nicht nur die Gren-
zen der Medizin zurückdrängen. Sie 
dienen auch als Indikator für das, was 
durch zwei Amtszeiten präsidialer Ableh-
nung gewisser Forschungszweige ausge-
bremst wurde und was jetzt erreicht wer-
den kann, da die Feindseligkeit durch das 
explizite Versprechen ersetzt wurde, der 
‚Wissenschaft ihren rechtmäßigen Platz‘ 
in der amerikanischen Gesellschaft zu-
rückzugeben. (…) [Dies] ist ein Sieg des 
Empirismus über das Dogma und eine 
lebenswichtige Metapher für das ange-
messene Verhältnis von Regierung und 
Wissenschaft in einem Land, das immer 
noch den Anspruch hat, die Welt im Be-
reich der technischen Innovationen an-
zuführen.“� (23.01.09)

Internet:➜➜  www.timesonline.co.uk/tol/
comment/leading_article/article5569667.ece

Schweden will  
Forschung politisieren
Stockholm Die schwedische Regie-
rung plant eine Reform für die Ver-
gabe von Forschungsmitteln. Dies 
kritisieren der Historiker Arne  
Jarrick und der Ökonom Lars Calmfors in 
der Tageszeitung „Dagens Nyheter“: „Die 
Strategie ist darauf ausgerichtet, die For-
schung einer stärkeren politischen Kon-
trolle von oben auszusetzen (…) Beson-
ders beunruhigend sind Formulierungen 
im Gesetzesvorschlag, dass solche Be-
reiche Vorrang erhalten sollen, in denen 
schwedische Unternehmen eigene For-
schung und Entwicklung betreiben und 
wo der Staat die Entwicklung und Kon-
kurrenzfähigkeit der Unternehmen und 
Schwedens unterstützt. Das bedeutet eine 
Verschiebung hin zu einer Forschung,  
die als rein kommerziell aufgefasst wer-
den kann.“ � (09.01.09)

Internet:➜➜  www.dn.se/DNet/jsp/
polopoly.jsp?a=871767

Autonomiegesetz  
mit vielen Vorteilen
Paris Die Wirtschaftszeitung „Les Echos“ 
begrüßt den Vorschlag der französischen 
Bildungsministerin Valérie Pécresse für 
eine Reform der französischen Universi-
täten: „In all dem Missmut, der uns um-
gibt, dürfen wir die guten Nachrichten 
nicht vernachlässigen. Seit dem 1. Januar 
sind ein Viertel der französischen Univer-
sitäten – 20 von 85 – autonom. (…) Trotz 
allem werden die neuen Handlungsspiel-
räume der Universitätsvorsitzenden zwei 
wohltuende Veränderungen hervorbrin-
gen. Sie werden eine Aufteilung zwischen 
Lehr- und Forschungstätigkeiten mit Ku-
lanz und im richtigen Maße ermöglichen. 
Das gegenwärtige System (…) setzt vor
aus, dass alle Fächer den gleichen For-
schungsaufwand erfordern und dass alle 
lehrenden Forscher über die gleichen Fä-
higkeiten verfügen. (…) Aber der größte 
Vorteil der Autonomie wird darin beste-
hen, dass jede Einrichtung ihre Berufung 
besser definieren wird, indem sie ihre 
Mittel auf ihre Leistungsschwerpunkte 
konzentriert.“� (15.01.09)

Internet:➜➜  www.lesechos.fr/info/
analyses/4818751-bouffee-d-air-frais-

dans-l-universite.htmt

Ungarischer Professor 
fordert Uni-Schließungen
Budapest In der liberal-intellektuellen 
Wochenzeitung „Élet és Irodalom“ redet 
der ehemalige ungarische Finanzminis
ter (1994–1995) und international re-
nommierte Ökonom Lajos Bokros einer 
Reform des Hochschulwesens das Wort. 
Laut Bokros gibt es in Ungarn zu viele 
Hochschulen und Universitäten. „Es muss 
endlich klar und deutlich gesagt werden, 
dass wir in Ungarn derart viele und qua-
litativ dermaßen schlechte Hochschul-
bildungseinrichtungen nicht benötigen. 
Von den 77 akkreditierten ungarischen 
Hochschulen und Universitäten sollten 
wir höchstens 20 bis 25 behalten. Den 
Rest sollten wir schließen.“� (23.01.09)

Internet:➜➜  www.es.hu/ 
?view=doc;21945t
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Kompass Griechenland
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Nach den Protesten in Griechenland

Bildungsminister eröffnet 
breite Debatte zur Reform 
des Hochschulzugangs
Athen Nach den Protesten und Ausschrei-
tungen im vergangenen Jahr holt Grie-
chenland jetzt zu grundlegenden Reformen 
im Bildungssystem aus. Mit ihnen soll vor 
allem die Jugend des Landes besänftigt 
werden. Sie hatte bis über den Jahreswech-
sel hinweg für bessere Bildungs- und Kar-
rierechancen im eigenen Land demons-
triert.

Die Schwelle zum Studium überschrei-
ten in Griechenland alle, die die zentrale 
Reifeprüfung und zusätzlich dazu einen 
Eingangstest der Hochschulen bestehen. 
Um beides erfolgreich zu absolvieren, sind 
Schüler zumeist auf privaten Nachhilfeun-
terricht angewiesen. Der ist nicht ganz bil-
lig und kann zwischen 3 000 und 5 000 Euro 
jährlich kosten. Nach Expertenschätzungen 
geben griechische Familien durchschnittlich 
vier Milliarden Euro jährlich dafür aus. Auf 
der Strecke bleiben bei dem System Kin-
der aus sozial schwächeren Familien. Ge-
nau das lässt Griechenlands Bildungssystem 
seit fast drei Jahrzehnten kränkeln. 

Ob Bildungsminister Aris Spiliotopoulos 
das Problem wird lösen können, ist noch 
unklar. Fest steht aber, dass der 42-Jährige 
eine umfassende Reformdebatte angestoßen 
hat. Sie soll nicht nur parteiübergreifend 
geführt werden. Explizit eingeladen hat 
Spiliotopoulos zu dem Dialog auch Vertre-
ter aus Bildung und Wissenschaft.

Mit der Bildungsreform nimmt Spilio-
topoulos ein in Griechenland politisch hoch-
brisantes Mammutprojekt mit vergleichs-
weise geringen Erfolgschancen in Angriff. 
Die Regierung unter dem konservativen 

Premierminister Kostas Karamanlis verfügt 
im Parlament nur über eine hauchdünne 
Mehrheit, nämlich einen Parlamentssitz. 
Auch ist sie nach den Krawallen und einer 
Reihe von Skandalen schwer belastet. 

Auch vor diesem Hintergrund darf es als 
kluger Schachzug des Bildungsministers 
gelten, die Reformdebatte in den Natio-
nalen Bildungsrat (ESYP) zu verlagern. Er 
ist Griechenlands wichtigstes Beratungs-
gremium in der Bildungs- und Hochschul-
politik. Sein Vorsitzender wird vom Parla-
ment gewählt. Entsprechend einflussreich 
sind diejenigen, die den Posten bekleiden. 
Ihre Stimme hat Gewicht. „Unser Ziel ist, 
das Lyzeum wiederzubeleben und den El-
tern die Last des Nachhilfeunterrichts abzu-
nehmen, indem die Nachhilfestunden nicht 
mehr von privaten Einrichtungen, sondern 
von der Schule selbst in den Unterricht in-
tegriert werden“, erklärte der Athener Po-
litikwissenschaftler und ESYP-Präsident 
Prof. Dr. Fano Veremis. Ihm zufolge sollten  
Schüler bereits ein Jahr vor dem Abitur auf 
die Aufnahmeprüfungen vorbereitet wer-
den – mit extra Unterrichtsstunden inner-
halb der Schulen. Diese Unterrichtsstunden 
sollen den Nachhilfeunterricht an den pri-
vaten Einrichtungen ersetzen und langfris
tig abschaffen.

Dass sich Veremis am Ende durchsetzen 
wird, steht dennoch nicht fest. Ende Janu-
ar berief die Regierung mit dem ehema-
ligen Rektor der Universität Athen, Prof. 
Dr. Giorgos Babionotis, einen Mann in den 
ESYP, der von Veremis' Vorschlägen we-
nig hält und stattdessen ein unabhängiges 

Prüfungszentrum durchsetzen will. Wieder 
andere Vorstellungen hat die Vereinigung 
der griechischen Lehrer (OLME). Sie tritt für 
einen freien Zugang zu den Hochschulen 
ein, und die oppositionelle Panhellenische 
Sozialistische Bewegung (PASOK) möchte 
den Einfluss der Hochschulen auf die Auf-
nahmeprüfungen erhöht wissen.

Ob und wann ein Konsens erzielt wer-
den kann, ist noch unklar. Die Widerstän-
de gegen die Reform des Zugangs zu den 
staatlichen Hochschulen sind nicht zu un-
terschätzen. Groß sind sie vor allem bei 
der Gewerkschaftsorganisation der Uni-
versitätsprofessoren (POSDEP). Als „po-
pulistische Aktion“ kritisierte POSDEP-Se-
kretär Giannis Maistros allein schon die 

von Chrissi Wilkens
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Die Proteste in Griechenland sind zwar 
vorüber, zufrieden aber können die De-
monstranten nicht sein. Denn noch sind 
die Bildungschancen ungleich verteilt.

System	  
Das Wissenschafts- 
system beruht auf 
zwei Säulen: den 
Hochschulen und 
den Instituten für Technologische Bildung.

Hochschulen	 Anotata Ekpedevtika	
	 Idrimata (AEI), 21 Einrich-	
	 tungen mit 65 Fakultäten 

Institute für Technologische Bildung 
	 Technologika Ekpe-		
	 devtika Idrimata (ATEI),  
	 15 Einrichtungen mit  
	 72 Fakultäten	

Studierende  	 170 000 (AEI) 
	 126 000 (ATEI)

Professoren  	 15 000 (AEI) 
	 12 000 (ATEI)

Links 	  
www.ypepth.gr 
www.statistics.gr
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Konstandinos Mouzouris, 
Rektor der Hochschule Metsovio
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Themen unter anderem:
	 Personalentwicklung: Wie Sie Wissenschaftsmanager  in Ihrer eigenen Hochschule finden und fördern.
	 Präsidenten im Gespräch: Wie Joachim Milberg und Rein-hard Hüttl von acatech den Ingenieurmangel bekämpfen wollen.

Am 27. Februar 
kommt das neue:

Entscheidung der Regierung, die Debatte 
über die Reform des Universitätszugangs 
einzuleiten. Auf diese Weise lenke die Re-
gierung von den wesentlichen Problemen 
ab. So hätte die Regierung die Bildungs-
ausgaben in den vergangenen Jahren ge-
senkt. „Wer kann dieser Regierung noch 
lautere Absichten unterstellen“, fragte 
Maistros denn auch rhetorisch. 

Tatsächlich gibt Griechenland derzeit 
mit rund drei Prozent des Bruttoinlands-
produkts weniger für das Bildungssys
tem aus als der EU-Durchschnitt (fünf 
Prozent). Auch an der Stelle will Aris 
Spiliotopoulos nun anpacken und ver-
spricht Bildungsausgaben von mehr als 
fünf Prozent. Die oppositionelle PASOK 
verspricht sogar sieben Prozent – fünf 
Prozent für die Bildung und zwei Pro-
zent für die Forschung. 

Ohne eine Reform des Hochschulzu-
gangs wird Griechenland den Einbruch 
der Studierendenzahlen, den das Land 
seit 2006 verzeichnet, jedoch kaum stop-
pen können. Bis dahin waren die Stu-
dierendenzahlen deutlich angestiegen. 
Nahmen 1996 rund 28 Prozent der jun-
gen Erwachsenen zwischen 18 und 21 
Jahren ein Studium auf, waren es 2005 
etwa 60 Prozent. 

Gestoppt wurde der Aufwärtstrend 
2006 durch verschärfte Hochschulzulas-
sungsregeln. Nach Prognosen von Dr. Di-
onisis Kladis, Professor an der Universität 
des Peloponnes und ehemaliger General-
sekretär für Hochschulbildung im grie-
chischen Bildungsministerium, wird die 

Studierendenquote weiter sinken. In den 
nächsten vier Jahren rechnet Kladis mit 
einer Quote von 45 Prozent. „Die Politik 
des Zugangs zu den Universitäten, die 
die Regierung in den vergangenen drei 
Jahren verfolgt hat, entspricht nicht der 
Politik des Bologna-Prozesses“, betonte 
Prof. Kladis. Er schätzt, dass die Redu-
zierung der Studienplätze hauptsächlich 
die Kandidaten aus den sozial schwachen 
Familien treffen wird. 

Chrissi Wilkens ist  
Journalistin in Athen.
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Rektor im Interview

„Hürden bei der Zulassung 
zum Studium sind nötig“
In Griechenland regelt der Staat den Hoch-
schulzugang. Soll das anders werden? 
Nein, sagt Prof. Dr. Konstandinos Mouzou-
ris, Rektor der renommierten Nationalen 
Polytechnischen Hochschule Metsovio. 

duz Herr Mouzouris, in Griechenland 
regelt der Staat den Hochschulzugang. In 
anderen Ländern Europas sind die Hoch-
schulen autonomer. Was halten Sie davon, 
das griechische System zu ändern und die 
Examen abzuschaffen?

Mouzouris Der Hochschulzugang muss 
auf jeden Fall weiter vom Staat geregelt 
und kontrolliert werden. Gerade in den Fä-
chern, die stark nachgefragt werden, sind 
Examen bei der Zulassung zum Studium 
nötig.

duz Warum? 
Mouzouris Je mehr Absolventen auf den 

Arbeitsmarkt drängen, desto stärker sinken 
die Jobchancen der einzelnen Bewerber. Im 
Übrigen haben wir in Griechenland keinen 
Mangel an Nachwuchskräften zu beklagen. 
Die Anzahl der Absolventen in den Ingeni-
eurwissenschaften ist dreimal so hoch wie 
im EU-Durchschnitt.

duz Woran liegt das? 
Mouzouris Der aktuelle Überschuss an 

Ingenieuren lässt sich unter anderem auf 
den Ausbau der Hochschulen zurückfüh-
ren. Vor allem im ländlichen Bereich wur-
den in den vergangenen Jahren Hochschu-
len gegründet.

duz Jetzt drängen auch private Hoch-
schulen auf den Bildungsmarkt. Griechen-
land hat sie aber noch nicht anerkannt. 
Warum wehrt sich die Hochschulgemein-
de dagegen? 

Mouzouris Wichtig ist doch, dass die 
Hochschulen, die es bereits gibt, gut aus-
gestattet sind. Das ist derzeit nicht der Fall 
und das muss sich ändern. Staatliche Hoch-
schulen, die auf einer gesunden finanziellen 
Basis arbeiten können, haben keine Angst 
vor privaten Hochschulen.

Die Fragen stellte Chrissi Wilkens.

Minister im Profil

Aris Spiliotopoulos 
 
Seit 2009 Minister für  
Bildung und Religion in der  
konservativen Regierung 
von Kostas Karamanlis.  

Werdegang 
Geboren 1966 in Patras, studierte Aris 
Spiliotopoulos Politikwissenschaft und 
Kommunikationswissenschaft. 2000 wurde das 
Mitglied der Konservativen Partei erstmals ins 
griechische Parlament gewählt. Von 2007 bis 
2009 leitete er das Tourismusministerium in der 
Regierung Kostas Karamanlis. 
 

Internet 
www.e-aris.gr (griechisch)
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4 Chancen 
frei Haus

duz Magazin, duz Europa,  
duz Akademie und duz Specials 
bieten Ihnen:

Konkret umsetzbare Tipps für alle 
Tätigkeiten in Forschung und Lehre.

Fundierte Hintergrundinfos zu Trends 
und Strömungen, die das Hochschulleben 

bestimmen und steuern.

Heiße Nachrichten aus 
Hochschule und Wissenschaft.

Die neuesten Stellenaus­
schreibungen im Überblick – 
während der gesamten Dauer 
der Bewerbungsfrist. 

Umfassende 
Personalia aus 
der gesamten 
Hochschulwelt.

duz: Ihr un­
abhängiges 
Fachmagazin 

Kulturwissenschaftliches Wissen

kommunizieren lernen

Neues Bioimaging Center eröffnet

Einblick in verborgene Welten

Spitzenplätze für

Konstanzer Hochschulsport

UNABHÄNGIGE DEUTSCHE UNIVERSITÄTSZEITUNG Für Forscher und Wissenschaftsmanager

AKADEMIE

Richtig rekrutieren

2009

inhalt
Wie machen es die Profis?
Die Wirtschaft macht es den Perso-
nalverantwortlichen in Wissenschaft 
und Hochschule vor: Sie wendet die 
Erkenntnisse der modernen Personal-
forschung an. Was sie aussagen und 
wie sie für die Hochschulen fruchtbar 
gemacht werden können, verrät ein 
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